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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie sich die Zahl der Vorbereitungsklassen (VKL) bzw. Vorbereitungsklassen 
Arbeit/Beruf (VABO) nach Größengruppen an den öffentlichen Schulen in Ba-
den-Württemberg darstellt, untergegliedert nach Klassenstufen;

2.  wie sich die Schülerschaft in den VKL bzw. VABO zusammensetzt (differen-
ziert nach Herkunftsländern);

3.  wie sich die Zahl der VKL bzw. VABO und der entsprechenden Schüler regio-
nal verteilen, untergliedert nach Schulamts- und Regierungsbezirken;

4.  wie viele geflüchtete Kinder und Jugendliche aus der Ukraine in Baden-Würt-
temberg bislang aufgenommen wurden und anteilig an einer Kindertagesein-
richtung oder an einer allgemein bildenden bzw. beruflichen Schule (inkl. 
Ganztagsangebote bzw. kommunale Betreuungsangebote) angemeldet sind;

5.  welche Erkenntnisse über die Unterrichtskultur in der Ukraine, der Vermittlung 
von Fachwissen und den laufenden Online-Angeboten aus der Ukraine vorlie-
gen; 

6.  wie sie die Empfehlung der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der 
Kultusministerkonferenz (SWK) zur schnellen Integration ukrainischer Schü-
lerinnen und Schüler in den Regelunterricht, ggf. ohne vorherigen Besuch einer 
Vorbereitungsklasse bzw. eines Vorbereitungsjahrs Arbeit/Beruf bewertet, mit 
Angabe der Schlussfolgerungen, die nach Meinung der Landesregierung aus 
dieser Empfehlung zu ziehen sind;

Antrag
des Abg. Andreas Deuschle u. a. CDU

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Weiterentwicklung der Vorbereitungsklassen vor dem Hin-
tergrund der zu integrierenden jungen Geflüchteten aus der 
Ukraine
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 7.  in welchem Umfang seit dem Schuljahr 2014/15 für VKL bzw. VABO zusätz-
liche Lehrerstellen geschaffen, Fortbildungsangebote ausgebaut oder Multi-
plikatoren zur Unterstützung von Lehrkräften in der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen aus Flüchtlingsfamilien in Vorbereitungsklassen eingesetzt wur-
den, mit Angabe der weiteren Planungen, die die Landesregierung diesbezüg-
lich verfolgt;

 8.  welche berufliche Qualifikation benötigt wird, um diese Pädagogik zu erteilen 
und wie sich in Baden-Württemberg die in VKL bzw. VABO eingesetzten 
Personen mit Blick auf Lehrämter bzw. berufliche Qualifikationen zusammen-
setzen; 

 9.  inwieweit in VKL bzw. VABO eine angemessene Ausstattung mit Lehr- und 
Lernmaterialien sichergestellt ist, mit Angabe des diesbezüglich gegebenen-
falls ausgemachten weiteren Handlungsbedarfs;

10.  wo und in welchem Umfang angesichts der vielen Schülerinnen und Schüler 
aus der Ukraine gegebenenfalls weitere Räumlichkeiten für den Unterricht in 
Vorbereitungsklassen bzw. VABO einzurichten sind;

11.  inwieweit und gegebenenfalls in welchem Umfang sich die Einrichtung der 
VKL bzw. VABO aktuell beziehungsweise künftig an unterschiedlichen  
Niveau-Stufen ‒ vor allem hinsichtlich einer vorhandenen Sprachkompetenz 
Deutsch der Schülerinnen und Schüler ‒ orientiert;

12.  welche und wie viele Fortbildungsangebote für Lehrkräfte im Rahmen von 
„Deutsch als Fremdsprache“ (DaF) und „Deutsch als Zweitsprache“ (DaZ) 
zur Verfügung stehen und ob diese Eingang in die zweite Phase der Ausbil-
dung der Lehrkräfte erhalten;

13.  inwieweit in der Unterrichtspraxis der VKL bzw. der VABO der sprachpäd-
agogische Ansatz der Immersion angewendet wird, mit einer Bewertung, für 
wie sinnvoll die Landesregierung diesen Ansatz hält, insbesondere mit Blick 
auf geflüchtete Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine;

14.  wie und mit welchen Bildungszielen in den VKL bzw. den VABO eine alters-
gerechte Demokratiebildung und die Erreichung dazu gesetzter Ziele sicher-
gestellt wird, mit Angabe des gegebenenfalls ausgemachten weiteren Hand-
lungsbedarfs;

15.  wie genau der Übergang von den VKL der Grundschule zu den VKL der 
Sekundarstufe I gestaltet wird und wie der Übergang von der Sekundarstufe I 
in die Sekundarstufe II oder die beruflichen Schulen erfolgt, mit Angabe des 
diesbezüglich gegebenenfalls ausgemachten weiteren Handlungsbedarfs. 

31.5.2022

Deuschle, Dr. Becker, Gehring, Dr. Miller, Staab, Sturm CDU
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B e g r ü n d u n g

Passende Bildungsangebote für neu zugewanderte und junge Flüchtlinge sind ent-
scheidend für deren Integration. Dazu hat das Kultusministerium ein mehrstufi-
ges Konzept entwickelt und umfassende Ressourcen bereitgestellt. Insbesondere 
ist hier auch der Unterricht in Vorbereitungsklassen (VKL- und VABO-Klassen) 
zu nennen, wo die jungen Geflüchteten eine intensive Sprachförderung erhalten 
und auf den Wechsel in eine reguläre Klasse vorbereitet werden. Dieser Antrag 
soll klären, wie die Landesregierung die Vorbereitungsklassen angesichts des zu-
nehmenden Flüchtlingszuzugs aus der Ukraine bewertet und konkret weiterent-
wickeln möchte. Ministerpräsident Winfried Kretschmann hatte angekündigt, die 
Vorbereitungsklassen „weiter aufstocken“ zu wollen. Die Ständige Wissenschaft-
liche Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK) plädierte für eine schnelle 
Integration ukrainischer Schülerinnen und Schüler in den Regelunterricht.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 14. Juli 2022 Nr. 25-6640.0/1002/1 nimmt das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium für Finan-
zen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie sich die Zahl der Vorbereitungsklassen (VKL) bzw. Vorbereitungsklassen 
Arbeit/Beruf (VABO) nach Größengruppen an den öffentlichen Schulen in Ba-
den-Württemberg darstellt, untergegliedert nach Klassenstufen;

Die Zahl der Vorbereitungsklassen (VKL) an den öffentlichen allgemein bilden-
den Schulen im Schuljahr 2021/2022, differenziert nach Klassengröße, Schularten 
und Klassenstufen, kann der Anlage 1 entnommen werden. 

Die Zahl der Klassen im Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf mit Schwerpunkt 
Erwerb von Deutschkenntnissen (VABO) an den öffentlichen beruflichen Schulen 
im Schuljahr 2021/2022, differenziert nach Klassengröße, kann der nachfolgen-
den Tabelle entnommen werden. Eine Unterscheidung nach Klassenstufen ist er-
hebungsbedingt nicht möglich.

Datenquelle: Amtliche Schulstatistik
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2.  wie sich die Schülerschaft in den VKL bzw. VABO zusammensetzt (differenziert 
nach Herkunftsländern);

In Anlage 2 ist die Zahl der ausländischen Schülerinnen und Schüler in VKL 
an öffentlichen allgemein bildenden Schulen an den Schularten Grundschule, 
Werkreal-/Hauptschule, Realschule und Gemeinschaftsschule-Sekundarstufe I im 
Schuljahr 2021/2022 nach Staatsangehörigkeit dargestellt. Für die Schularten all-
gemein bildendes Gymnasium und Schulen besonderer Art ist eine entsprechende 
Ausweisung erhebungsbedingt nicht möglich.

In Anlage 3 ist die Zahl der ausländischen Schülerinnen und Schüler im VABO an 
den öffentlichen beruflichen Schulen im Schuljahr 2021/2022 nach Staatsangehö-
rigkeit und Bildungsgang dargestellt.

3.  wie sich die Zahl der VKL bzw. VABO und der entsprechenden Schüler regional 
verteilen, untergliedert nach Schulamts- und Regierungsbezirken;

Der – auch durch die Ukraine-Krise – steigenden Zahl an Schülerinnen und Schü-
lern, die aufgrund ihres Sprachförderbedarfs in Vorbereitungsklassen oder VABO 
aufzunehmen waren, wurde zunächst durch die Aufnahme in bereits bestehende 
Angebote und durch die rasche Bildung neuer VKL und VABO-Klassen an allen 
Schularten begegnet. Seit dem 1. März 2022 wurden insgesamt 456 neue VKL 
und 100 neue VABO-Klassen eingerichtet (Stand: 1. Juli 2022).

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in VKL an öffentlichen allgemein bilden-
den Schulen im Schuljahr 2021/2022 wird nach Schularten, Stadt- und Landkrei-
sen sowie Regierungsbezirken in Anlage 4 dargestellt. Die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler im VABO an den öffentlichen beruflichen Schulen im Schuljahr 
2021/2022 nach Bildungsgängen, Stadt- und Landkreisen sowie Regierungsbe-
zirken wird in Anlage 5 dargestellt. Eine Darstellung auf Ebene der Staatlichen 
Schulämter ist nicht möglich.

4.  wie viele geflüchtete Kinder und Jugendliche aus der Ukraine in Baden-Würt-
temberg bislang aufgenommen wurden und anteilig an einer Kindertages-
einrichtung oder an einer allgemein bildenden bzw. beruflichen Schule (inkl. 
Ganztagsangebote bzw. kommunale Betreuungsangebote) angemeldet sind;

Nach dem Sonderreport des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge wurden 
zum Stand 26. Juni 2022 insgesamt 41 024 aus der Ukraine geflüchtete Kinder 
und Jugendliche in Baden-Württemberg erfasst. Differenziert nach Altersgruppen 
ergeben sich folgende Zahlen:

Derzeit erfolgt ein großer Zustrom von aus der Ukraine geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen an baden-württembergische Schulen. Anfang Juli haben bereits 
mehr als 19 000 Schülerinnen und Schüler eine öffentliche (17 550) oder priva-
te (1 600) Schule besucht. Mit dem Ende des ukrainischen Schuljahrs sowie zu 
Beginn des kommenden Schuljahrs 2022/2023 wird ein weiterer Anstieg dieser 
Zahlen erwartet.
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Durch die Erfahrungen aus den Jahren 2015 und 2016 konnten schnell bekannte 
und bewährte Strukturen reaktiviert und Erfahrungswerte aus der Vergangenheit 
genutzt werden. Dies ermöglicht, dass die ankommenden Schülerinnen und Schü-
ler rasch an Schulen aufgenommen und durch die Eingliederung in die dortigen 
Strukturen ein Stück Normalität und Sicherheit erfahren können. 

Die Verteilung der geflüchteten Kinder und Jugendlichen aus der Ukraine nach 
Schulart kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. 

(Stand 4. Juli 2022)

Grundschulkinder aus den VKL können zudem an den kostenlosen Angeboten 
der Ganztagsschule teilnehmen, sofern freie Plätze vorhanden sind. Eine weitere 
Möglichkeit ist die Wahrnehmung einer Betreuung nach dem Unterricht in Ver-
antwortung der Kommune (sog. Kommunale Betreuung) oder durch einen freien 
Träger. Die Anmeldung und Beratung hierzu erfolgt über die Schule bzw. Kom-
mune vor Ort. Dem Kultusministerium liegen keine Zahlen vor, wie viele ge-
flüchtete Kinder derartige Angebote wahrnehmen. 

Im Bereich der Kleinkindbetreuung setzt Baden-Württemberg in enger Absprache 
mit den (kommunalen) Trägern auf niedrigschwellige Betreuungsangebote, wie 
z. B. familiennahe Angebote für Mutter und Kind (bzw. in Rufweite der Mütter) 
oder auch die Aufnahme in bereits eingerichtete Spielgruppen (Betreuung der 
Kinder ohne Bezugsperson in Rufweite). Die Möglichkeit für geflüchtete Kinder, 
eine Kindertageseinrichtung zu besuchen, ist abhängig von den Kapazitäten der 
Einrichtungen vor Ort. Dem Kultusministerium liegen keine Informationen vor, 
wie viele ukrainische Kinder in einer Kindertageseinrichtung angemeldet sind.

5.  welche Erkenntnisse über die Unterrichtskultur in der Ukraine, der Vermittlung 
von Fachwissen und den laufenden Online-Angeboten aus der Ukraine vorlie-
gen; 

Zuständig für die ukrainische Bildungspolitik ist auf allen Ebenen von der Vor-
schulerziehung bis hin zu den Hochschulen das Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft (MBWi). Das Ministerium entwickelt die Bildungsstandards und ist 
vorgesetzte Behörde für die Institutionen. 

Die Schulbildung in der Ukraine gliedert sich in drei Schulstufen: Grundschule 
(1. bis 4. Klasse), Mittelschule (5. bis 9. Klasse, Sekundstufe I) und Oberschule 
(10. bis 12. Klasse, Sekundarstufe II). Das 12. Schuljahr wurde vor vier Jahren 
im Rahmen der Umsetzung einer „Neuen ukrainischen Schule“ eingeführt, um 
die Standards in der Ukraine an internationale Standards anzugleichen. Am Ende 
der 12. Klasse wird nach dem Bestehen einer Abschlussprüfung ein „Zeugnis der 
vollständigen Allgemeinbildung“ erteilt, das den Hochschulzugang ermöglicht.

Das Kultusministerium hat auf seiner Webseite Informationen und umfassende 
Materialien für pädagogische Fachkräfte und Lehrkräfte zusammengeführt. Dar-
unter auch Information zum ukrainischen Schulsystem.
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Inwieweit ergänzende Angebote in ukrainischer Sprache und Geschichte von 
staatlicher Seite aus erfolgen sollen, sowie die Frage der Finanzierung dieser 
Angebote ist derzeit noch nicht abschließend geklärt. Die Integration von ukrai-
nischem Lernmaterial und/oder Sequenzen im Rahmen des ergänzenden schuli-
schen Angebots ist je nach Situation an der einzelnen Schule technisch möglich, 
jedoch nur flankierend zum regulären Unterricht nach baden-württembergischem 
Bildungsplan. Dazu stehen auf der Lernplattform MUNDO sowie den Angebo-
ten des ukrainischen Bildungsministeriums wie z. B. der All Ukrainian online 
School digitalisierte Fassungen der Schulbücher sowie weitere Materialien und 
Medien zur Verfügung. Ergänzend zum aktuellen Unterricht an der Schule in Ba-
den-Württemberg können ukrainische Kinder und Jugendliche am Fernunterricht 
(digital) der ukrainischen Schulen oder sonstigen ukrainischen online-Lernange-
boten teilnehmen, soweit dieser angeboten wird und nicht mit den hiesigen Unter-
richtszeiten kollidiert. 

Den Schülerinnen und Schülern steht ein breites Angebot an ukrainischer Educa-
tional Technology, kurz EdTechs, zur Verfügung. Diese fassen technologieorien-
tierte Unternehmen und Start-ups zusammen, die (regelmäßig kommerzielle) Lö-
sungen, Services und Produkte im Bereich der Lern- und Bildungsanwendungen 
anbieten. 

6.  wie sie die Empfehlung der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der Kul-
tusministerkonferenz (SWK) zur schnellen Integration ukrainischer Schülerin-
nen und Schüler in den Regelunterricht, ggf. ohne vorherigen Besuch einer 
Vorbereitungsklasse bzw. eines Vorbereitungsjahrs Arbeit/Beruf bewertet, mit 
Angabe der Schlussfolgerungen, die nach Meinung der Landesregierung aus 
dieser Empfehlung zu ziehen sind;

Für die Landesregierung hat die Aufnahme und Integration der geflüchteten Kin-
der und Jugendlichen oberste Priorität. Dort können die Schülerinnen und Schüler 
über feste Strukturen und Ansprechpartner ein Stück Normalität und Sicherheit 
sowie auch Alltag erleben. Dazu gehört auch die schnellst mögliche Aufnahme 
in Regelklassen. Die Beschulung in einer Vorbereitungsklasse für Kinder und 
Jugendliche ohne Deutschkenntnisse dient dabei der intensiven Sprachförderung 
mit Deutschunterricht und der Vorbereitung auf den Wechsel in eine Regelklasse.

In der organisatorischen Umsetzung der Beschulung von geflüchteten Kindern 
verfügen Schulen über große Flexibilität, die Sprachförderung an die Lernvor-
aussetzungen und der Lernprogression der Schülerinnen und Schüler anzupas-
sen. Das Ziel besteht darin, die Integration in die Regelklasse sukzessive vor-
anzubringen und auf diese Weise Sprachförderung, Fachunterricht und soziale 
Integration bestmöglich zu kombinieren. Insofern setzt die Landesregierung die 
Empfehlung der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der Kultusminister-
konferenz (SWK) im Hinblick auf „Sprachförderung in der Bildungssprache und 
Zugang zum Fachunterricht“ bereits weitestgehend um. Die SWK stellt die Ein-
richtung von VKL nur dann in Frage, „wenn eine Beschulung über einen längeren 
Zeitraum ausschließlich in einer solchen erfolgt.“ In Baden-Württemberg ist das 
integrative Modell, welches die Schülerinnen und Schüler der VKL-Klassen stu-
fenweise integriert (in der Regel bereits nach drei Monaten), gängige Praxis.

Der Zeitpunkt der Aufnahme in eine Regelklasse wird von den unterrichtenden 
Lehrkräften mit Zustimmung der Schulleitung der aufnehmenden Schule flexibel 
und individuell im Rahmen der Vorgaben festgelegt. Leistungsstand, Leistungs-
vermögen und Motivation entscheiden über die Zuweisung in die jeweilige Klas-
senstufe und Schulart. An den Grund-, Haupt- und Werkrealschulen, Realschulen, 
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien in Baden-Württemberg kann im Rahmen 
der zur Verfügung gestellten Ressourcen für mindestens vier Kinder und Jugend-
liche mit nichtdeutscher Herkunftssprache und geringen Deutschkenntnissen ein 
zeitlich befristeter zusätzlicher Sprachförderunterricht begleitend zum Besuch 
der Regelklasse (Vorbereitungskurs) mit bis zu acht Wochenstunden eingerichtet 
werden. 
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7.  in welchem Umfang seit dem Schuljahr 2014/2015 für VKL bzw. VABO zusätz-
liche Lehrerstellen geschaffen, Fortbildungsangebote ausgebaut oder Multi-
plikatoren zur Unterstützung von Lehrkräften in der Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen aus Flüchtlingsfamilien in Vorbereitungsklassen eingesetzt wurden, 
mit Angabe der weiteren Planungen, die die Landesregierung diesbezüglich 
verfolgt;

Im Schuljahr 2014/2015 wurden für die Beschulung Geflüchteter zusätzlich 1 165 
befristete Lehrerstellen geschaffen, die in den Schulen bedarfsgerecht zur Ver-
fügung gestellt werden können; dabei können die Stellen entweder regulär besetzt 
werden oder über eine entsprechende Mittelschöpfung Personalmittel für die Be-
schäftigung von Lehrkräften (wenn die entsprechenden Voraussetzungen zur Stel-
lenbesetzung nicht vorliegen) zur Verfügung gestellt werden. Auf der Grundlage 
dieser zusätzlichen 1 165 Deputate haben die allgemein bildenden Schulen ein 
umfassendes Beschulungsangebot aufgebaut. Die 1 165 Stellen sind im Staats-
haushaltsplan befristet als s. g. kw-Stellen ausgebracht, mit der Möglichkeit, diese 
bei Vorliegen des entsprechenden Bedarfs entsprechend länger zur Verfügung zu 
stellen. 

Durch die seit 2018 geschaffene Möglichkeit der flexiblen Zuweisung von Lehrer-
wochenstunden im VKL-Bereich (Stundentafel mit Pflicht- und Zusatzstunden) 
wurden die Voraussetzungen für einen bedarfsorientierten Mitteleinsatz an den 
Schulen optimiert. Dadurch können von den nachgeordneten Schulaufsichtsbe-
hörden auch Ressourcen für eine nachgehende Sprachförderung für ehemalige 
VKL-Schülerinnen und VKL-Schüler und solchen, die integrativ in den Regel-
klassen beschult werden, eingesetzt werden. 

An den beruflichen Schulen werden durch die o. g. Deputate die Beschulung 
in den Klassen im VABO, im nachfolgenden Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Be-
ruf (VABR) sowie die zusätzliche Sprachförderung, welche seit dem Schuljahr 
2016/2017 in Form von Förderkursen angeboten werden kann, gewährleistet. 
Diese zusätzliche Förderung umfasst Sprachförderunterricht von 4 Wochenstun-
den sowie eine Lernberatung und Bildungs- bzw. Berufsplanung im Umfang von  
0,5 Lehrerwochenstunden. Die Sprachförderangebote in VKL und VABO-Klas-
sen werden regelmäßig den aktuellen Anforderungen angepasst.

Darüber hinaus werden einige Deputate für die Lehrkräftefortbildung, die Erfas-
sung der schulischen Leistungsfähigkeit der geflüchteten Schülerinnen und Schü-
lern sowie für Entlastungsstunden zur Kompensation der zusätzlichen Koordinie-
rungs- und Verwaltungsaufgaben, insbesondere für geschäftsführende Schullei-
tungen und Schulleitungen, eingesetzt. 

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport hat für Personen, die beim Unter-
richt der Geflüchteten unterstützen wollen, unmittelbar nach dem russischen An-
griff auf die Ukraine die Möglichkeit eröffnet, sich auf einem zentralen Portal zu 
registrieren. Hierzu zählen u. a. (pensioniertes) Lehr- und Betreuungspersonal, 
Dolmetscher sowie ukrainische oder sonstige ausländische Lehrkräfte. Dort haben 
sich bisher rund 2 000 Personen gemeldet – darunter auch rd. 470 Lehrkräfte aus 
der Ukraine. Bis zu Anfang Juli wurden rund 580 Verträge geschlossen – darunter 
rund 180 mit Lehrkräften aus der Ukraine (Stand 1. Juli 2022). 

Vor allem durch die vermehrte Einstellung ausländischer Lehrkräfte, können die 
Lehrerinnen und Lehrer vor Ort bei der Beschulung der geflüchteten Kinder und 
Jugendlichen direkt profitieren. Darüber hinaus werden aber auch verstärkte In-
formations- und Unterstützungsangebote z. B. im Bereich Traumapädagogik und 
Deutsch als Zweitsprache für die Lehrkräfte angeboten (siehe hierzu auch die 
Ausführungen zu 12.).

Bereits vor dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine ist die Zahl der Geflüch-
teten im Vergleich zum Vorjahreszeitraum erneut angestiegen. In Zusammenhang 
mit dem enormen Zugang aus der Ukraine Geflüchteter erfordert dies im schuli-
schen Bereich auch die Einrichtung neuer Spachförder- und Regelklassen, die mit 
dem vorhandenen Personalstamm nicht beschult werden können. 
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Mit Blick auf die mögliche Zahl von über alle Altersstufen und Schularten hin-
weg bis zu 30 000 zusätzlichen Schülerinnen und Schülern werden sich für das 
kommende Schuljahr zusätzliche Bedarfe nicht nur im Bereich der VKL und VA-
BO-Klassen sowie begleitender Sprachförderkurse, sondern auch im Bereich der 
Regelklassen ergeben. Für die Beschulung der möglicherweise rund 30 000 schul-
pflichtigen Kinder und Jugendlichen geht die Landesregierung von einem ein Be-
darf im Umfang von 900 bis 1 100 Vollzeitäquivalente aus. Dies entspricht ein 
finanzieller Mehrbedarf von rund 11,2 Mio. Euro in 2022. Über die Mehrbedarfe 
für die Jahre 2023 und 2024 wird im Rahmen des Haushaltsverfahrens entschie-
den. 

8.  welche berufliche Qualifikation benötigt wird, um diese Pädagogik zu erteilen 
und wie sich in Baden-Württemberg die in VKL bzw. VABO eingesetzten Perso-
nen mit Blick auf Lehrämter bzw. berufliche Qualifikationen zusammensetzen;

Im Einsatz sind sowohl ausgebildete Lehrkräfte als auch geeignete Personen ohne 
grundständige Lehramtsausbildung mit einschlägiger Erfahrung im Bereich der 
Sprachförderung (etwa mit DaZ/DaF-Zertifikat). 

Seit dem Beginn des Kriegs in der Ukraine werden auch zunehmend ukrainische 
Lehrkräfte mit einer ukrainischen Lehrbefähigung in den VKL und VABO-Klas-
sen beschäftigt. Der unterrichtliche Einsatz der Lehrkräfte in VKL bzw. VABO 
oder ergänzenden Sprachfördermaßnahmen ist sehr unterschiedlich ausgestaltet 
– von einem kleinen Teil des individuellen Deputats bis zum Einsatz über den 
gesamten Lehrauftrag. 

9.  inwieweit in VKL bzw. VABO eine angemessene Ausstattung mit Lehr- und 
Lernmaterialien sichergestellt ist, mit Angabe des diesbezüglich gegebenenfalls 
ausgemachten weiteren Handlungsbedarfs;

Die Sicherstellung einer sächlichen Ausstattung der öffentlichen Schulen ist Auf-
gabe der Schulträger und wird durch einen Sachkostenbeitrag des Landes unter-
stützt. Der Sachkostenbeitrag ist grundsätzlich einrichtungsbezogen, sodass auch 
an den Schulen eingerichtete VKL und VABO-Klassen einbezogen sind. Dazu 
heißt es im Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich (§ 17, Absatz 1): „Die 
Schulträger der unter § 4 Absatz 1 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg 
fallenden öffentlichen Schulen erhalten für jede Schülerin und jeden Schüler ei-
nen Beitrag zu den laufenden Schulkosten (Sachkostenbeitrag). Dies gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler, die eine Grundschule, eine Fachschule oder eine Pfle-
geschule, wenn die Ausbildung der Schülerinnen und Schüler nach dem Pflegebe-
rufegesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) in der jeweils geltenden Fassung 
finanziert wird, besuchen.“

Eine umfassende Übersicht über mögliche Beschulungsformate und Unterstüt-
zungsangebote in Baden-Württemberg bietet die Rahmeninformation des Kultus-
ministeriums zur Beschulung Geflüchteter Kinder und Jugendlicher.

10.  wo und in welchem Umfang angesichts der vielen Schülerinnen und Schüler 
aus der Ukraine gegebenenfalls weitere Räumlichkeiten für den Unterricht in 
Vorbereitungsklassen bzw. VABO einzurichten sind;

Die Aufnahme schulpflichtiger Schülerinnen und Schüler erfolgt durch die Schul-
leitungen in Abstimmung mit der Schulverwaltung, dem Schulträger sowie den 
geschäftsführenden Schulleitungen mit dem Ziel einer gleichmäßigen Auslastung 
der personellen und räumlichen Kapazitäten. Dabei werden auch Schulen in freier 
Trägerschaft eingebunden. 

Die Raumkapazitäten an den allgemein bildenden und beruflichen Schulen vor 
Ort sind unterschiedlich, wobei bei Raumengpässen (4 % der befragten Schulen) 
im Regelfall flexible und kreative Lösungen gefunden werden. 96 % der Schu-
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len geben in der wöchentlich durchgeführten Abfrage des Kultusministeriums an, 
über ausreichende Raumkapazität zu verfügen. 

11.  inwieweit und gegebenenfalls in welchem Umfang sich die Einrichtung der 
VKL bzw. VABO aktuell beziehungsweise künftig an unterschiedlichen Niveau-
Stufen ‒ vor allem hinsichtlich einer vorhandenen Sprachkompetenz Deutsch 
der Schülerinnen und Schüler ‒ orientiert;

Um den Schulleitungen eine Basis für die Aufnahmegespräche zu bieten und da-
mit die Anmeldung der geflüchteten Kinder und Jugendlichen zu erleichtern, ste-
hen auf dem Portal des Kultusministeriums spezielle Anmeldebögen (auch auf 
Ukrainisch und Russisch) zur Verfügung. Durch die Angaben zur Schullaufbahn 
im Herkunftsland (z. B. Unterrichtsjahre, angestrebter Abschluss, Schreib- und 
Lesefähigkeit) soll die Klassen- und Schulzuweisung vereinfacht und im Hin-
blick auf die Berücksichtigung des jeweiligen Lernstands der Schülerin bzw. des 
Schülers optimiert werden. Der Schulbesuch ist in den VKL- und VABO-Klassen 
unabhängig von der Schulform, die ein Kind oder ein Jugendlicher im Normalfall 
besuchen würde, da der Erwerb notwendiger Sprachkenntnisse im Vordergrund 
steht.

Nach Aufnahme des Kindes bzw. des Jugendlichen an der jeweiligen Schule wer-
den in der Regel nach drei Monaten Sprachstands-Tests durchgeführt, um den ge-
nauen Sprachförderbedarf festzustellen und entsprechend des jeweiligen Niveaus 
individuell zu beschulen. 

Bei neu eingerichteten VABO-Klassen wird das Kriterium „Zuwanderung aus 
der Ukraine“ nach Möglichkeit berücksichtigt, wobei sich die Klassenbildung für 
ukrainische geflüchtete Menschen bislang nicht vordergründig an der vorhande-
nen Sprachkompetenz orientiert. Die Differenzierung zum Erlernen der Sprache 
erfolgt im konkreten Unterricht und in zusätzlich eingerichteten Sprachförderkur-
sen, die nach Möglichkeit in unterschiedlichen Niveaustufen angeboten werden. 
Teilweise erfolgen die Sprachförderkurse differenziert entsprechend der jeweili-
gen Bildungsgänge und Ausbildungsberufe vor Ort.

12.  welche und wie viele Fortbildungsangebote für Lehrkräfte im Rahmen von 
„Deutsch als Fremdsprache“ (DaF) und „Deutsch als Zweitsprache“ (DaZ) 
zur Verfügung stehen und ob diese Eingang in die zweite Phase der Ausbil-
dung der Lehrkräfte erhalten;

Insgesamt wurden im Rahmen der Lehrkräftefortbildung im Schuljahr 2020/2021 
171 Veranstaltungstermine (inkl. Reihentermine) angeboten. Im Schuljahr 2021/ 
2022 hat sich das Angebot auf 235 Veranstaltungen erhöht. Diese Maßnahmen ver-
teilen sich auf verschiedene, zentral konzeptionierte Veranstaltungen, die flächen-
deckend an allen Regionalstellen angeboten werden. Dazu gehören Basisveranstal-
tungen zum Zweitspracherwerb, lebensweltbezogene Kompetenzen und Diagnostik 
für gelingende Sprachförderung. 

Zudem hat das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL) ein Informa-
tions- und Unterstützungsangebot für neues Lehrpersonal eingerichtet, welches 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen kontinuierlich weiterent-
wickelt wird und ebenfalls einen Schwerpunkt bei DaZ-Unterricht und Sprach-
förderung setzt. 

In allen durch die Rahmenvorgabenverordnung des Kultusministeriums geregel-
ten Lehramtsstudiengängen sowie in allen Vorbereitungsdiensten ist die Vermitt-
lung von Deutsch als Zweitsprache als Querschnittskompetenz vorgesehen. In 
den Vorbereitungsdiensten für das „Lehramt Gymnasium“ sowie „Lehramt Beruf-
liche Schulen“ besteht für angehende Lehrkräfte die Möglichkeit, an der Zusatz-
ausbildung „Deutsch als Fremdsprache/Deutsch als Zweitsprache“ teilzunehmen. 
Die Ausbildung umfasst 30 Stunden am Seminar sowie Unterrichtshospitationen. 
Sie endet mit einer Prüfung in Form eines Kolloquiums.
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13.  inwieweit in der Unterrichtspraxis der VKL bzw. der VABO der sprachpäda-
gogische Ansatz der Immersion angewendet wird, mit einer Bewertung, für 
wie sinnvoll die Landesregierung diesen Ansatz hält, insbesondere mit Blick 
auf geflüchtete Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine;

Immersion als sprachpädagogischer Ansatz (sog. Sprachbad) ist integraler Be-
standteil der „Deutsch als Zweitsprache (DaZ)“- bzw. „Deutsch als Fremdsprache 
(DaF)“-Didaktik über alle Schularten hinweg. Insbesondere bei teilintegrativen 
Modellen, bei welchen die Schülerinnen und Schüler teilweise in ihren jeweili-
gen VKL bzw. VABO-Klassen und teilweise in Regelklassen beschult werden, 
spielt der sprachpädagogische Ansatz der Immersion eine Rolle. Bei der (Teil-)
Integration der Schülerinnen und Schüler in die Regelklassen mit dem jeweiligen 
Fächerkanon tauchen diese in das Sprachbad ein. Die Kinder und Jugendlichen 
sind somit mehrere Stunden täglich von der Zielsprache umgeben. Insbesondere 
innerhalb der musisch-ästhetischen Fächer findet an vielen Schulen mit VKL/ 
VABO-Klassen eine Einbindung in den Unterricht der Regelklassen statt. 

Der Ansatz der Immersion wird als sinnvoll erachtet, da das lebendige Lernen 
einer Sprache neben der Grundlagenvermittlung im sprachlichen und grammati-
kalischen Bereich von essentieller Bedeutung ist. Die bisherigen Einschätzungen 
und Erfahrungen mit geflüchteten Schülerinnen und Schülern zeigen, dass der 
Ansatz der Immersion einen schnellen Erfolg bezüglich des Spracherwerbs in 
kürzester Zeit sichtbar werden lässt. Dies motiviert die Kinder und Jugendlichen 
und fördert deren Integration. 

Aus diesen Gründen wird der sprachpädagogische Ansatz der Immersion inhalt-
lich regelmäßig in Besprechungen und Fortbildungen zu VKL und VABO be-
handelt. Von einem nahezu flächendeckenden Einsatz des sprachpädagogischen 
Ansatzes „Sprachbad“ ist daher auszugehen.

14.  wie und mit welchen Bildungszielen in den VKL bzw. den VABO eine alters-
gerechte Demokratiebildung und die Erreichung dazu gesetzter Ziele sicher-
gestellt wird, mit Angabe des gegebenenfalls ausgemachten weiteren Hand-
lungsbedarfs;

Die Kontigentstundentafel für VKL weist für das Fach Demokratiebildung zwei 
Lehrerwochenstunden in der Grundschule und vier Lehrerwochenstunden in der 
Sekundarstufe I aus. Grundlage für den Unterricht bildet das „Curriculum De-
mokratiebildung“ für VKL. Dieses Curriculum zielt auf die Entwicklung positi-
ver Bezüge zur Aufnahmegesellschaft, zu ihren Werten und den im Grundgesetz 
verankerten Grundrechten und Verfassungsprinzipien ab. Dies erfolgt über die 
Auseinandersetzung mit altersgerechten Situationen und Fällen aus der Lebens- 
und Erfahrungswelt der Schülerinnen und Schüler. Grund- und Menschenrechte 
dienen dabei als Maßstab für die Bewertung von Handlungsoptionen. Gleichzeitig 
üben die Schülerinnen und Schüler mit einfachen Redemitteln eigene Standpunk-
te und Interessen zu formulieren. 

Das Curriculum ermöglicht Lehrkräften ein Höchstmaß an Flexibilität, um der 
Heterogenität der Vorbereitungsklassen gerecht zu werden. Inhalte und Schwer-
punkte können auf das Alter, die Lernvoraussetzungen und die durchlebten Er-
fahrungen der Schülerinnen und Schüler abgestimmt werden. Zudem finden Lehr-
kräfte darin konkrete Umsetzungsvorschläge für eine entsprechende Unterrichts-
gestaltung. 

Durch die Landeszentrale für politische Bildung sind Unterrichtsmaterialien mit 
elementarisierenden und visualisierenden Zugängen erarbeitet worden („mitein-
ander lernen – Unterrichtsmaterialien für Demokratiebildung in Vorbereitungs-
klassen“, „360 Grad Demokratie – Materialien für Demokratiebildung in der 
Grundschule und Sekundarstufe I). In regionalen Fortbildungen qualifiziert das 
ZSL Lehrkräfte im Umgang mit diesen Materialien und vermittelt geeignete me-
thodische Zugänge für die Demokratiebildung in Vorbereitungsklassen.
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Primäres Ziel des VABO ist der Spracherwerb sowie die Integration in die Re-
gelbildungsgänge. Ergänzend dazu werden im VABO zentrale Grundlagen für 
die Integration in unsere pluralistische Gesellschaft gelegt. Die Schülerinnen und 
Schüler werden im VABO auf vielfältigen Wegen an die deutsche und europä-
ische Gesellschaft und die Kultur herangeführt und über die Auseinandersetzung 
mit deren Grundwerten interkulturell weitergebildet. Dies geschieht durch die 
alltagsnahe Vermittlung gesellschaftlicher und kultureller Werte, die zur demo-
kratischen Werteerziehung beitragen. Auch mit noch geringen Sprachkenntnissen 
bieten sich für die Schülerinnen und Schüler im schulischen Alltag und bei Er-
kundungsgängen viele Gelegenheiten demokratische Abläufe zu erleben, zu er-
proben und zu reflektieren. Die Projekte bzw. Unterrichtseinheiten sind deshalb 
handlungsorientiert und oft fächerübergreifend angelegt. 

15.  wie genau der Übergang von den VKL der Grundschule zu den VKL der Se-
kundarstufe I gestaltet wird und wie der Übergang von der Sekundarstufe I 
in die Sekundarstufe II oder die beruflichen Schulen erfolgt, mit Angabe des 
diesbezüglich gegebenenfalls ausgemachten weiteren Handlungsbedarfs. 

Schulische Übergänge stellen für Kinder und Jugendliche eine besondere Heraus-
forderung dar. Dies gilt in besonderer Weise für zugewanderte Schülerinnen und 
Schüler, die von einer VKL in die Regelklasse oder grundsätzlich an eine andere 
Schule wechseln. 

Die „Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums über die Grundsätze zum 
Unterricht für Kinder und Jugendliche mit nichtdeutscher Herkunftssprache und 
geringen Deutschkenntnissen an allgemein bildenden und beruflichen Schulen“ 
bestimmt folgende allgemeine Grundsätze: „Leistungsstand, Leistungsvermögen 
und Motivation entscheiden über die Zuweisung in die jeweilige Klassenstufe 
und Schulart. Hierbei kann auch berücksichtigt werden, welche Schulart im Her-
kunftsland zuletzt besucht worden ist.“ Entspricht die Zuweisung zu einer be-
stimmten Schulart nicht dem Willen der Erziehungsberechtigten, entscheidet die 
Schulleitung der gewünschten Schule auf der Grundlage einer Feststellungsprü-
fung über die Aufnahme. 

Liegen der für den Besuch einer gymnasialen Oberstufe des allgemein bildenden 
Bereichs erforderliche Leistungsstand sowie die erforderlichen Sprachkenntnisse 
(mindestens Niveau B2 gemäß „Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für 
Sprachen“ [GER]) vor, kann die Aufnahme in entsprechender Anwendung der 
Multilateralen Versetzungsordnung (§ 5) erfolgen. Dabei erfolgt der Wechsel in 
die Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe. Für Schülerinnen und Schüler, 
die bereits eine Einführungsphase besucht haben, erfolgt der Wechsel in die ent-
sprechende Jahrgangsstufe.

Daraus folgt, dass die Aufnahme grundsätzlich in die Einführungsphase erfolgt. In 
Ausnahmefällen, z. B. ältere Schülerinnen und Schüler, die in der Ukraine bereits 
die entsprechenden Klassen besucht haben, kann die Aufnahme in die Jahrgangs-
stufe 1 erfolgen. Ein höherer Einstieg (in die Jahrgangsstufe 2) ist ausgeschlossen, 
weil ansonsten die erforderlichen Leistungen im Block I der Gesamtqualifikation 
nicht nachgewiesen werden könnten.

Die Übergabe von berufsschulpflichtigen Schülerinnen und Schüler der allgemein 
bildenden Schulen an die beruflichen Schulen und von Schülerinnen und Schüler 
der beruflichen Schulen untereinander erfolgt nach den Vorgaben der Verwal-
tungsvorschrift „Übergabe von Berufsschulpflichtigen und Aufnahmeverfahren 
der beruflichen Vollzeitschulen vom 7. Dezember 2001.“ 

Schülerinnen und Schüler, die dem Unterricht aufgrund hinreichender deutscher 
Sprachkenntnisse voraussichtlich folgen und die Aufnahmevoraussetzungen bei 
Wahlschulen, gegebenenfalls durch Absolvierung von Feststellungsprüfungen, er-
füllen, können in berufliche Vollzeitbildungsgänge aufgenommen werden. Einzel-
heiten dazu regeln die Schulversuchsbestimmungen „Aufnahmevoraussetzungen 
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und Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund an beruf-
lichen Schulen“.

Schopper
Ministerin für Kultus, 
Jugend und Sport
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